
C. Rechtsfolgen, falls zulässig videoüberwacht werden kann:

BeiVideoaufzeichnung (= Speicherung) ist eine Verfahrensbeschreibung und deren Freigabe
du rch den/d ie Datensch utzbeauft ragte/n erforderl ich.

Dabei sind zusätzliche Angaben zu machen (Art. 21a Abs. 6 BayDSG)

1

o §tandortderübenrvachungsgeräte

o Darstellung von deren Erfassungsbereich, Reichweite, technische Leistungsfähigkeit
durch Übersendung geeigneter Ünterlagen, pläne o.ä.

o Auswertungen (wer greift wann warum auf welche Aufzeichnungen zu?)

2. vÜ ist durch Hinweisschild(er) erkennbar zu machen (Transparenzgebot).
- nur die Tatsache und die speichernde stelle ist zu kennzeichnen!

3. weitergabe von Daten ist im Rahmen des Art.21a Abs. 3 BayDSG beschränkt.

4. Benachrichtigung der Betroffenen ist nötig, sobald lndividualisierung erfolgt
(Art. 21a Abs. 4 i.V. m. Art. 10 Abs. 8 BayDSG).

5. Die begrenzte speicherungsdauer gem. Art. 21a Abs. 5 BayDSG ist zu beachten.

Hinweis: VÜ ist grundsätzlich zur Mitarbeiterkontrotte geeignet weshatb der Personalrat einzuschal-
ten ist (es sei denn es gibt eine allg. Dienstvereinbarung für alte Vü-Anwendungen bzw.
Dienstanweisung mit Zustimmung des personalrats).
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